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DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) .../... DER KOMMISSION 

vom 28.5.2015 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und 
des Rates durch technische Regulierungsstandards für die Offenlegung von 

Informationen in Bezug auf die Einhaltung des vorgeschriebenen antizyklischen 
Kapitalpuffers durch die Institute im Einklang mit Artikel 440 

(Text von Bedeutung für den EWR) 
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BEGRÜNDUNG 

1. HINTERGRUND DES DELEGIERTEN RECHTSAKTS 

Nach Artikel 440 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 („die Verordnung“) ist die Kommission 
befugt, nach Vorlage von Standardentwürfen durch die Europäische Bankenaufsichtsbehörde 
(EBA) gemäß Artikel 10 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 zur Errichtung der EBA 
delegierte Rechtsakte zu erlassen, in denen die Offenlegungspflichten in Bezug auf die 
Einhaltung des vorgeschriebenen antizyklischen Kapitalpuffers durch die Institute präzisiert 
werden. 

Gemäß den Artikeln 10 bis 15 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 befindet die Kommission 
innerhalb von drei Monaten nach Erhalt der Standardentwürfe darüber, ob sie diese billigt. 
Aus Gründen des Unionsinteresses kann die Kommission die Standardentwürfe nach dem in 
den genannten Artikeln festgelegten Verfahren auch nur teilweise oder in geänderter Form 
billigen. 

2. KONSULTATIONEN VOR ANNAHME DES RECHTSAKTS 

Gemäß Artikel 10 Absatz 1 Unterabsatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 hat die EBA 
zu dem Entwurf technischer Standards, der der Kommission gemäß Artikel 440 der 
Verordnung übermittelt wurde, eine öffentliche Konsultation durchgeführt. Am 27. Juni 2014 
wurde ein Konsultationspapier veröffentlicht; die Konsultation endete am 27. September 
2014. Zudem nahm die gemäß Artikel 37 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 eingesetzte 
EBA-Interessengruppe Bankensektor zu dem Konsultationspapier Stellung. 

Wie von der Kommission ausdrücklich gewünscht, werden ihr zur Verabschiedung der 
technischen Regulierungsstandards nur der Entwurf der technischen Standards und die 
Begründung vorgelegt. Alle einschlägigen Hintergrundinformationen – namentlich der 
Kontext und die Überlegungen zum Entwurf des technischen Standards, die 
Folgenabschätzung und die Rückmeldungen aus der öffentlichen Konsultation – sind in der 
vollständigen Fassung des technischen Regulierungsstandards der EBA enthalten, der am 
22. Dezember 2014 vom Rat der Aufseher der EBA verabschiedet und anschließend auf der 
Website der EBA unter folgender URL veröffentlicht wurde: 
https://www.eba.europa.eu/regulation-and-policy/credit-risk/regulatory-technical-standards-
on-disclosure-of-information-related-to-the-countercyclical-capital-buffer. 

3. RECHTLICHE ASPEKTE DES DELEGIERTEN RECHTSAKTS 

Sämtliche Bestimmungen dieses delegierten Rechtsakts betreffen die Präzisierung der 
Offenlegungspflichten in Bezug auf die Einhaltung des vorgeschriebenen antizyklischen 
Kapitalpuffers durch die Institute.  

Der delegierte Rechtsakt enthält zu diesem Zweck zwei Meldebögen, die die der breiten 
Öffentlichkeit zugänglichen Informationen über den institutsspezifischen antizyklischen 
Kapitalpuffer und die geografische Belegenheit der für diesen Puffer wesentlichen 
Kreditrisikopositionen harmonisieren werden.  
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Auf dem ersten Meldebogen müssen die Institute die nach Ländern aufgeschlüsselte 
geografische Verteilung ihrer für die Berechnung des antizyklischen Kapitalpuffers 
wesentlichen Kreditrisikopositionen offenlegen. Um die Berechnung des antizyklischen 
Kapitalpuffers transparent zu gestalten und den Nutzern eine aussagekräftige Offenlegung zu 
bieten, wird die Aufschlüsselung der Kreditrisikopositionen durch eine Aufschlüsselung der 
Eigenmittelanforderungen für alle wesentlichen Kreditrisikopositionen und die in den 
einzelnen Rechtsräumen geltenden Quoten der antizyklischen Kapitalpuffer ergänzt. Im 
zweiten Meldebogen müssen die Institute die Höhe des institutsspezifischen antizyklischen 
Kapitalpuffers offenlegen. 

Die Verwendung einheitlicher Meldebögen wird für eine kohärente und vergleichbare 
Offenlegung der Beträge sorgen, die in die Berechnung der Quote des institutsspezifischen 
antizyklischen Kapitalpuffers und der Höhe des institutsspezifischen antizyklischen 
Kapitalpuffers selbst einfließen. Diese Offenlegungspflichten werden außerdem eine 
transparente Berechnung des Puffers für alle Finanzinstitute in der EU gewährleisten. 
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DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) .../... DER KOMMISSION 

vom 28.5.2015 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und 
des Rates durch technische Regulierungsstandards für die Offenlegung von 

Informationen in Bezug auf die Einhaltung des vorgeschriebenen antizyklischen 
Kapitalpuffers durch die Institute im Einklang mit Artikel 440 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION - 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 26. Juni 2013 über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen und 
zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/20121, insbesondere auf Artikel 440 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß Artikel 130 Absatz 1 der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates2 müssen die Mitgliedstaaten von den Instituten verlangen, einen 
institutsspezifischen antizyklischen Kapitalpuffer vorzuhalten. 

(2) Um Transparenz und die Vergleichbarkeit zwischen den Instituten sicherzustellen, 
müssen die Institute gemäß der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 die Hauptelemente der 
Berechnung ihres antizyklischen Kapitalpuffers offenlegen, einschließlich der 
geografischen Verteilung ihrer wesentlichen Kreditrisikopositionen und der 
endgültigen Höhe ihres institutsspezifischen antizyklischen Kapitalpuffers. 

(3) Wie in Artikel 130 Absatz 1 der Richtlinie 2013/36/EU festgelegt, wird für den 
institutsspezifischen antizyklischen Kapitalpuffer der nach Artikel 92 Absatz 3 der 
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 berechnete Gesamtrisikobetrag mit der Quote des 
institutsspezifischen antizyklischen Kapitalpuffers multipliziert. 

(4) Gemäß Artikel 140 Absatz 1 der Richtlinie 2013/36/EU entspricht die Quote des 
institutsspezifischen antizyklischen Kapitalpuffers dem gewichteten Durchschnitt der 
Quoten der antizyklischen Kapitalpuffer, die in den Ländern, in denen die 
wesentlichen Kreditrisikopositionen des Instituts belegen sind, gelten. Die nach 

1 ABl. L 176 vom 27.6.2013, S. 1.  
2 Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über den Zugang 

zur Tätigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen, 
zur Änderung der Richtlinie 2002/87/EG und zur Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/ 
49/EG (ABl. L 176 vom 27.6.2013, S. 338). 
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Ländern aufgeschlüsselte Verteilung der wesentlichen Kreditrisikopositionen sollte in 
einem Standardformat im Einklang mit den Bestimmungen der delegierten 
Verordnung (EU) Nr. 1152/20143 offengelegt werden. Zur Erfüllung der 
Anforderungen des Artikels 440 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013, in dem keine Mindestquote für den Kapitalpuffer festgelegt ist, sollte 
die geografische Aufschlüsselung der wesentlichen Kreditrisikopositionen auch dann 
offengelegt werden, wenn die in einem Land geltende Quote des antizyklischen 
Kapitalpuffers gleich Null ist. 

(5) Für den Zweck der Berechnung der Höhe des institutsspezifischen antizyklischen 
Kapitalpuffers sollten die auf die Quoten der antizyklischen Kapitalpuffer 
angewandten Gewichtungen in einem angemessenen Verhältnis zu den 
Gesamteigenmittelanforderungen für das Kreditrisiko stehen, das aus den 
wesentlichen Kreditrisikopositionen in den einzelnen Mitgliedstaaten und 
Rechtsräumen in Drittstaaten, in denen das Institut Risikopositionen hält, erwächst. 
Daher sollten die Institute die Eigenmittelanforderungen für sämtliche wesentlichen 
Kreditrisikopositionen offenlegen. 

(6) Wie in Artikel 433 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 festgelegt, kommen die 
Institute ihrer Pflicht zur Offenlegung in Bezug auf Anforderungen an antizyklische 
Kapitalpuffer mindestens einmal jährlich unter Berücksichtigung des Datums der 
Veröffentlichung der Abschlüsse nach. Da die Quote des antizyklischen Kapitalpuffers 
gemäß Artikel 136 Absatz 7 der Richtlinie 2013/36/EU von benannten Behörden für 
das jeweilige Quartal festgesetzt wird, sollten sich die Angaben über die Einhaltung 
des vorgeschriebenen institutsspezifischen antizyklischen Kapitalpuffers durch die 
Institute auf die Quote des antizyklischen Kapitalpuffers aus dem letzten verfügbaren 
Quartal beziehen. Die Offenlegung von Informationen in Bezug auf den antizyklischen 
Kapitalpuffer sollte auf den Quoten der antizyklischen Kapitalpuffer basieren, die zum 
Zeitpunkt der Berechnung des institutsspezifischen antizyklischen Kapitalpuffers, auf 
die sich die Offenlegung bezieht, angewandt werden. 

(7) Nach Artikel 6 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 440 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 sollten Institute Informationen in Bezug auf den antizyklischen 
Kapitalpuffer auf Einzelbasis offenlegen. Gemäß Artikel 6 Absatz 3 dieser 
Verordnung sollten Institute, bei denen es sich weder um Mutter- noch um 
Tochterunternehmen handelt, und Institute, die nach Artikel 18 der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 in die Konsolidierung einbezogen werden, die in Teil 8 dieser 
Verordnung festgelegten Bestimmungen über die Offenlegung jedoch nicht auf 
Einzelbasis einhalten müssen. EU-Mutterinstitute und Institute, die von einer EU-
Mutterfinanzholdinggesellschaft oder einer gemischten EU-
Mutterfinanzholdinggesellschaft kontrolliert werden, sollten diese Informationen auf 
konsolidierter Basis offenlegen, während bedeutende Tochterunternehmen von EU-
Mutterinstituten oder EU-Mutterfinanzholdinggesellschaften oder gemischten EU-
Mutterfinanzholdinggesellschaften und Tochterunternehmen, die für ihren lokalen 
Markt von wesentlicher Bedeutung sind, diese Informationen, wie in Artikel 13 der 

3 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1152/2014 der Kommission vom 4. Juni 2014 zur Ergänzung der 
Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates durch technische 
Regulierungsstandards, in denen festgelegt wird, wie für die Berechnung der Quote des 
institutsspezifischen antizyklischen Kapitalpuffers der Belegenheitsort der wesentlichen 
Kreditrisikopositionen zu ermitteln ist (ABl. L 309 vom 30.10.2014, S. 5) 
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Verordnung (EU) Nr. 575/2013 vorgesehen, auf Einzelbasis oder auf teilkonsolidierter 
Basis offenlegen sollten. 

(8) Die Pflicht zum Vorhalten eines institutsspezifischen antizyklischen Kapitalpuffers 
nach Artikel 130 der Richtlinie 2013/36/EU wird ab dem 1. Januar 2016 gelten und 
schrittweise eingeführt, es sei denn, die Mitgliedstaaten legen im Einklang mit 
Artikel 160 Absatz 6 der Richtlinie einen kürzeren Übergangszeitraum fest. Um 
sicherzustellen, dass die Institute über ausreichend Zeit verfügen, um sich auf die 
Offenlegung von Informationen vorzubereiten, sollte diese Verordnung ab dem 
1. Januar 2016 gelten. 

(9) Diese Verordnung stützt sich auf die Entwürfe technischer Regulierungsstandards, die 
der Europäischen Kommission von der Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische 
Bankenaufsichtsbehörde) vorgelegt wurden. 

(10) Die Europäische Bankenaufsichtsbehörde hat zu dem Entwurf technischer 
Regulierungsstandards, auf den sich diese Verordnung stützt, offene öffentliche 
Konsultationen durchgeführt, die damit verbundenen potenziellen Kosten- und 
Nutzeneffekte analysiert und die Stellungnahme der nach Artikel 37 der Verordnung 
(EU) Nr. 1093/2010 des Europäischen Parlament und des Rates4 eingesetzten 
Interessengruppe Bankensektor eingeholt – 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1  

Gegenstand  

Gemäß Artikel 440 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 werden in der vorliegenden 
Verordnung die Offenlegungspflichten für Institute in Bezug auf die Einhaltung des für sie 
vorgeschriebenen antizyklischen Kapitalpuffers nach Titel VII Kapitel 4 der Richtlinie 
2013/36/EU präzisiert. 

Artikel 2  

Offenlegung der geografischen Verteilung der Kreditrisikopositionen  

Die in Artikel 440 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 genannte 
geografische Verteilung der für die Berechnung des antizyklischen Kapitalpuffers 
wesentlichen Kreditrisikopositionen eines Instituts wird in dem in Tabelle 1 des Anhangs I 
festgelegten Standardformat im Einklang mit den Erläuterungen in den Teilen I und II des 
Anhangs II und den Bestimmungen des delegierten Rechtsakts (EU) Nr. 1152/2014 
offengelegt. 

4 Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 
zur Errichtung einer Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde), zur 
Änderung des Beschlusses Nr. 716/2009/EG und zur Aufhebung des Beschlusses 2009/78/EG der 
Kommission (ABl. L 331 vom 15.12.2010, S. 12). 
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Artikel 3  

Offenlegung der Höhe des institutsspezifischen antizyklischen Kapitalpuffers 

Die in Artikel 440 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 genannte Höhe 
eines institutsspezifischen antizyklischen Kapitalpuffers wird in dem in Tabelle 2 des 
Anhangs I festgelegten Standardformat im Einklang mit den Erläuterungen in den Teilen I 
und III des Anhangs II offengelegt. 

Artikel 4  

Inkrafttreten und Geltung 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union in Kraft.  

Sie gilt ab dem 1. Januar 2016. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am 28.5.2015 

 Für die Kommission 
 Der Präsident 
 Jean-Claude JUNCKER 
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